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Bezahlkarte für Geflüchtete  
 
Liebe Josefine,   
Liebe Mona,   
Liebe Verena,   
Liebe Wibke,  
Lieber Tim,  
Liebe Yazgülü,   
Liebe Jule,  
  
inzwischen ist klar, dass es auch in NRW eine sogenannte Bezahlkarte als Form der Leistungsge-
währung für Geflüchtete geben soll.  
  
Wir als Kommunalfraktionen halten diese Form der Leistungsgewährung für integrationsschäd-
lich und lehnen sie ab. Die Einführung der Sonderkarte verhindert Teilhabe und Integration, ist 
teuer und erfordert einen hohen Verwaltungsaufwand.   
  
Bereits jetzt überweisen Sozialämter vieler Kommunen in NRW die Leistungen für Geflüchtete 
per Kontoüberweisung an die Empfängerinnen und Empfänger. Dieses System hat sich bewährt. 
Die Einführung einer Bezahlkarte erhöht vor allem den Verwaltungsaufwand, statt ihn zu verrin-
gern. Die beste Bezahlkarte ist deshalb das eigene Bankkonto – Teilhabe statt teurer neuer Büro-
kratie.   
  
Viele Städte haben sich inzwischen - häufig auf Initiative der GRÜNEN Ratsfraktionen - schon im 
Vorfeld gegen die Einführung einer Bezahlkarte ausgesprochen.  
Flüchtlingsrat NRW - Nein zur Bezahlkarte: Ratsbeschlüsse aus nordrhein-westfälischen Kommunen  
  
In anderen Städten ist noch offen, ob dies auch gelingt, in wieder anderen Städten wird das nicht 
möglich sein. Uns eint allerdings die klare Ablehnung der Karte und wir bedauern sehr, dass es 
nicht gelungen ist, diese Regelung für NRW landesweit grundsätzlich zu verhindern.    
  
Vor etwa einem halben Jahr haben wir im Zusammenhang mit der Debatte rund um die Bezahl-
karte über eine Opt-out Regelung gesprochen. Wir erwarten, dass die bereits getroffenen kom-
munalen Beschlüsse gegen die Einführung der Bezahlkarte schon jetzt als Votum für ein Opt-out 
gelten und keine neuen Beschlussfassungen notwendig sind.   

 
 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
im Landtag NRW 
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Es ist wichtig, dass diese bereits getroffenen Beschlüsse in der öffentlichen Wahrnehmung wei-
terhin glaubwürdig sind und weitere Kommunen solche Beschlüsse erwirken. Da ihr diese Vari-
ante damals ebenso präferiert habt, erwarten wir keine positiven öffentlichen Kommentierun-
gen der Bezahlkarte.  
  
Die Landesdelegiertenkonferenz hat am 30. Juni die Einführung einer restriktiven Bezahlkarte für 
Geflüchtete und andere Empfänger*innen von Sozialleistungen fast einstimmig abgelehnt. Eine 
Bezahlkarte soll stattdessen laut Beschluss mindestens dem Standard einer Girokarte entspre-
chen und damit die freie Verfügbarkeit des Geldes auf einem Konto gewährleisten.  
  
Wir erwarten, dass ihr in den entsprechenden Verhandlungen zu den zu verabschiedenden 
Rechtsverordnungen zur Ausgestaltung der Leistungsgewährung den Anspruch anstrebt, den die 
LDK definiert hat. Dabei schließen wir uns den Einschätzungen von Expert*innenorganisationen 
aus NRW wie der GGUA Flüchtlingshilfe an, die klare Positionen formuliert hat:  
Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung Asylsuchender e.V.: NRW will Bezahlkarte als Re-
gelfall  
  
Die Einführung der Bezahlkarte mit ihrem ausgrenzenden Charakter fällt zusammen mit den ge-
planten massiven Kürzungen im Landhaushalt – gerade auch im Bereich der Integration. Es ist 
nicht zu vermitteln, warum 12,5 Millionen Euro für eine, der öffentlichen Stimmung geschulde-
ten, sonst aber keinen anderen Zweck erfüllenden Einführung einer Bezahlkarte ausgegeben 
werden sollen und gleichzeitig in den Bereichen Migration, Flucht und Integration viele sinnvolle 
und notwendige Projekte in den Kommunen um ihre Existenz bangen müssen. So soll zum Bei-
spiel laut Entwurf des Haushalts das Programm „Soziale Beratung von Geflüchteten“ aufgespal-
ten und gekürzt werden mit der Folge, dass viele geflüchtete Menschen demnächst ohne rechtli-
che Beratung und psycho-soziale Unterstützung auskommen müssen. Diese Gleichzeitigkeit der 
Debatten ist nicht vermittelbar und hat mit unserer GRÜNEN Politik in den Kommunen nichts zu 
tun.   
Stellungnahme zur Anhörung des Haushalts- und Finanzausschusses | Freie Wohlfahrtspflege 
NRW   
  
Wir fordern Euch auf, diese Kürzungen nicht mitzutragen, weil sie unsere Integrationsarbeit vor 
Ort erschweren und damit die Situation vieler Geflüchteter und vieler Kommunen deutlich ver-
schärfen.  
 
Abschließend bleibt uns beim aktuellen Stand der Dinge nur die Ankündigung, dass wir versu-
chen werden, in möglichst vielen Städten Beschlüsse für eine Opt-out-Regelung zu organisieren.   
  
Mit GRÜNEN Grüßen  
 
Ratsfraktion Aachen 
Julia Brinner und Carsten Schaadt (Fraktionsvorsitzende), 
Franca Braun (Sozialpolitische Sprecherin) 
 
 
 
Ratsfraktion Bielefeld 
 
Ratsfraktion Bochum –  
Sebastian Pewny (Fraktionsvorsitzender) 
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Ratsfraktion Dortmund 
Katrin Lögering und Christoph Neumann (Fraktionssprecher*innen) 
 
Ratsfraktion Düsseldorf   
Mirja Cordes, Frank Schulz (Fraktionssprecher*innen) 
 
Ratsfraktion Duisburg  
Anna von Spiczak (Fraktionsvorsitzende) 
Felix Lütke (Fraktionsvorsitzender und Sozialpolitischer Sprecher) 
 
Ratsfraktion Essen  
Sandra Schuhmacher und Stephan Neumann (Fraktionsvorsitzende)  
 
Ratsfraktion Gelsenkirchen 
 
Ratsfraktion Herne 
Justuis Lichau (Ratsmitglied , Mitglied Sozialausschuss) 
 
Ratsfraktion Köln 
Dilan Yazicioglu (Sozialpolitische und Migrationspolitische Sprecherin) 
  
Ratsfraktion Mülheim an der Ruhr  
Brigitte Erd und Timo Spors (Fraktionsvorsitzende) 
 
Ratsfraktion Münster   
Sylvia Rietenberg und Christoph Kattentidt (Sprecher*innen) 
Harald Wölter und Brigitte Hasenjürgen (Sozialpolitische Sprecher*innen) 
 
Ratsfraktion Oberhausen  
Steffi Opitz (Fraktionsvorsitzende)  
Sebastian Girrullis (Sozialpolitischer Sprecher) 
 
Ratsfraktion Solingen  
Ruth Fischer-Bieniek und Frank Knoche (Fraktionssprecher*innen) 
 
Ratsfraktion Wuppertal  
Denise Frings und Paul Yves Ramette (Fraktionsvorsitzende) 

 


